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Sachgebiet 2030 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Auswirkungen des Fünften Gesetzes 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 
(BGBl. I S. 998) 


1. Auftrag 

Bei der Verabschiedung des Fünften Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. 
Juli 1984 (BGBL I S. 998) — Erweiterung der Teilzeit- 
beschäftigungs- und Beurlaubungsmöglichkeiten 
insbesondere für Beamte und Richter — hat der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefor- 
dert, bis zum 1. Juni 1986 einen Bericht über den 
Umfang der bewilligten Teilzeitbeschäftigungs- und 
Beurlaubungsanträge für den Zeitraum unmittelbar 
vor dem Inkrafttreten der neuen Vorschriften bis 
zum 31. März 1986 vorzulegen. Der Deutsche Bun- 
destag hat die Bundesregierung ferner gebeten, zum 
gleichen Zeitpunkt über die Neueinstellungen auf- 
grund der beschlossenen gesetzlichen Maßnahmen 
bis zum 31. März 1986 zu berichten (vgl. die Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages in seiner 
78. Sitzung am 29. Juni 1984 in Drucksache 10/1619). 

Gemäß diesem Auftrag sind die obersten Bundesbe- 
hörden und die zuständigen obersten Landesbehör- 
den um entsprechendes Zahlenmaterial gebeten 
worden. 


2. Rechtsgrundlagen 

Nach § 79 a Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
(BBG) kann einem Beamten mit Dienstbezügen auf 
Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der re- 
gelmäßigen Arbeitszeit und ein Urlaub ohne Dienst- 
bezüge bis zur Dauer von drei Jahren mit der Mög- 


lichkeit der Verlängerung gewährt werden, wenn er 
mit mindestens einem Kind unter achtzehn Jahren 
oder einem nach ärztlichem Gutachten pflegebe- 
dürftigen sonstigen Angehörigen in häuslicher Ge- 
meinschaft lebt und diese Personen tatsächlich be- 
treut oder pflegt (familienpolitische Fallgruppe). 
Entsprechende Regelungen bestehen für Richter 
mit der Maßgabe, daß Teilzeitbeschäftigung bei Vor- 
liegen der Voraussetzungen im Antragsfalle zu ge- 
währen ist. 

Diese Vorschriften, die für Beamte bis zum 31. Juli 
1984 noch um eine Regelung über Teilzeitbeschäfti- 
gung aus arbeitsmarktpolitischen Gründen insbe- 
sondere für Lehrer ergänzt worden waren, sind 
durch das am 1. August 1984 in Kraft getretene 
Fünfte Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vor- 
schriften erheblich erweitert worden. Hervorzuhe- 
ben ist die grundlegende Erweiterung der arbeits- 
marktpolitischen Fallgruppe von Teilzeitbeschäfti- 
gung und Urlaub (§ 72 a BBG), also der Freistellungs- 
möglichkeiten in einer arbeitsmarktpolitischen Not- 
situation zur Entlastung des Arbeitsmarktes. We- 
sentlich verbessert wurden auch die Höchstbewilli- 
gungszeiten von Teilzeitbeschäftigung und Urlaub 
sowie die Kumulationsmöglichkeiten und -Zeiten 
beider Arten der Freistellung vom Dienst. 

Die wichtigsten Neuregelungen sind 

— Einführung einer arbeitsmarktorientierten Teil- 
zeitbeschäftigung von zehn Jahren für alle Be- 
amten, 
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— Einführung eines sogenannten Altersurlaubs für 
lebensältere Beamte nach langjähriger Vollzeit- 
beschäftigung im öffentlichen Dienst, 

— Einführung eines arbeitsmarktpolitischen Ur- 
laubs von sechs Jahren, der vor allem für den 
Lehrerbereich vorgesehen ist, 

— Ausdehnung des Bewilligungszeitraums für fa- 
milienpolitischen Urlaub von sechs Jahren auf 
neun Jahre. 

Teilzeitbeschäftigung und Urlaub können nach der 
familienpolitischen und nach der arbeitsmarktpoli- 
tischen Fallgruppe zusammen eine Dauer von 
18 Jahren, in Ausnahmefällen sogar von 23 Jahren 
ausmachen. 

Im Zusammenhang mit der Erweiterung der Teil- 
zeitbeschäftigungs- und Beurlaubungsmöglichkei- 
ten ist ein Versorgungsabschlag eingeführt worden. 
Dieser sieht eine Verminderung des Ruhegehalts- 
satzes vor, indem der nach der Soll-Lebensarbeits- 
zeit erreichbare Ruhegehaltssatz in dem Verhälüiis 
vermindert wird, in dem die tatsächliche ruhege- 
haltsfähige Dienstzeit zu der Soll-Lebensarbeitszeit 
steht. Dieser Versorgungsabschlag ist insbesondere 
im Hinblick auf familienpolitische Freistellungen 
vom Dienst auf Kritik gestoßen. Er ist jedoch vom 
Gesetzgeber zur Kostenbegrenzung als notwendig 
angesehen worden. Vor allem aber trägt er dem Um- 
stand Rechnung, daß die beamtenrechtlichen Ver- 
sorgungsregelungen darauf abstellen, daß der Be- 
amte während des ganzen Berufslebens voll Dienst 
leistet Ein Versorgungsabschlag, der den Umfang 
der Freistellung vom Dienst berücksichtigt, liegt 
deshalb im geltenden beamtenversorgungsrechtli- 
chen Regelungssystem, 


3. Ergebnisse 

Die Ergebnisse der Erhebung sind in den anliegen- 
den Zusammenstellungen getrennt für die Bundes- 
verwaltung und für die Landesverwaltungen festge- 
halten. 

Dargestellt sind für die Erhebungszeiträume im ein- 
zelnen: 

A. die Entwicklung der Teilzeitbeschäftigung 

in den Übersichten 1 und 2 (unmittelbare und 
mittelbare Bundesverwaltung) sowie 7 (Landes- 
verwaltungen), 

B. die Entwicklung des Urlaubs 

in den Übersichten 3 und 4 (unmittelbare und 
mittelbare Bundesverwaltung) und 8 (Landesver- 
waltungen), 

C. die Neueinstellungen aufgrund der gesetzlichen 
Neuregelungen 

in den Übersichten 5 und 6 (unmittelbare und 
mittelbare Bundesverwaltung) und 9 (Landesver- 
waltungen). 

Die Erhebung hat im wesentlichen folgendes erge- 
ben: 


A. Bundesverwaltung 


1. Teilzeitbeschäftigung 

In der unmittelbaren und in der mittelbaren Bun- 
desverwaltung gab es am 31. Juli 1984 zusammen 

9 752 teilzeitbeschäftigte Beamte und Richter. Am 
31. März 1986 waren es zusammen 12 153. Das ent- 
spricht einer absoluten Zunahme der Teilzeitbe- 
schäftigung innerhalb von 20 Monaten um 24,62 v. H. 

Die starke Zunahme der Teilzeitbeschäftigung in 
der Bundesverwaltung um fast 25 v. H. ist überwie- 
gend darauf zurückzuführen, daß seit dem Inkraft- 
treten des Fünften Gesetzes zur Änderung dienst- 
rechtlicher Vorschriften am 1. August 1984 die Ar- 
beitszeit bei allen Beamten aus Arbeitsmarktgrün- 
den herabgesetzt werden kann. Davor hatte diese 
Möglichkeit im wesentlichen nur bei den im Bundes- 
bereich kaum vertretenen Lehrern bestanden. 

Im familienpolitischen Bereich stieg die Teilzeitbe- 
schäftigung in der Zeit vom 31. Juli 1984 bis zum 
31. März 1986 von 9 752 Beamten und Richtern auf 

10 865 Beamte und Richter. Das ist eine Zunahme 
um 11,41 V. H. 

Der größte Teil der Steigerung (13,21 v.H.) entfällt 
demnach axif die Einführung der arbeitsmarktpoliti- 
schen Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeiten. 

Vom 1. August 1984 bis zum 31. März 1986 ist insge- 
samt in 4 837 Fällen Teilzeitbeschäftigung bewilligt 
worden. Diese Zahl umfaßt auch Mehrfachbewilli- 
gungen. Dies und der Umstand, daß Teilzeitbeschäf- 
tigte während des Erhebungszeitraums in eine Voll- 
zeitbeschäftigung gewechselt oder aus dem Dienst 
ausgeschieden sind, erklären, daß die Zahl der Be- 
willigungen und die angegebene Steigerung der 
Zahl der Teilzeitbeschäftigten nicht übereinstim- 
men. 


2. Urlaub 

Die Zahl der beurlaubten Beamten und Richter be- 
trug am 31. Juli 1984, dem Tag vor dem Inkrafttreten 
des Fünften Gesetzes zur Änderung dienstrechtli- 
cher Vorschriften, in der unmittelbaren und in der 
mittelbaren Bundesverwaltung 9 450. Am 31. März 
1986 hatte sie sich auf 11 210 Beamte und Richter 
erhöht. Das entspricht einer Steigerung um 
18,62 V. H. 

Die Zunahme des Urlaubs entfiel fast ausschließlich 
auf die familienpolitische Fallgruppe (am 31. März 
1986 gab es 1 729 beurlaubte Beamte und Richter 
mehr als am 31. Juli 1984; das sind 18,30 v. H.). Die 
Fälle des Urlaubs nach der arbeitsmarktpolitischen 
Fallgruppe traten demgegenüber stark zurück (31 
Beurlaubungen). Das ist im wesentlichen auf zwei 
Gründe zurückzuführen, auf die geringe Akzeptanz 
des sogenannten Altersurlaubs und auf den Um- 
stand, daß der neueingeführte Urlaub bis zur Dauer 
von sechs Jahren in erster Linie für den Lehrerbe- 
reich vorgesehen ist, der in der Bundesverwaltung 
kaum vertreten ist. 
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An Urlaubsbewilligungen wurden in der Zeit vom 
1. August 1984 bis zum 31. März 1986 der Zahl nach 
6 493 ausgesprochen. Auch diese Angabe enthält in 
hohem Maße Mehrfachbewilligungen. 

3. Neueinstellungen 

Erfreulich hoch ist die Zahl der Neueinstellungen, 
die aufgrund der gesetzlichen Neuregelungen in der 
Zeit vom 1. August 1984 bis zum 31. März 1986 in der 
Bundesverwaltung vorgenommen werden konnten: 
Es handelt sich um fast 3 000 Fälle (genau: 2 915,25). 

Da sich in der Praxis nicht jeder Fall einer Bewilli- 
gung von Teilzeitbeschäftigung oder Urlaub bis zu 
einer belegbaren Neueinstellung verfolgen läßt, ist 
nicht auszuschließen, daß die wirkliche Zahl effekti- 
ver Neueinstellungen noch über 3 000 liegt. 


B. Landesverwaltungen 

Entsprechend dem Berichtsauftrag sind auch die 
Länder gebeten worden, Angaben über die Auswir- 
kungen des Fünften Gesetzes zur Änderung dienst- 
rechtlicher Vorschriften zu übermitteln. 

Die eingegangenen Ergebnisse sind in den Über- 
sichten 7 bis 9 festgehalten. 

Anders als bei der Bundesverwaltung können die 
Einzelangaben aus den Landesverwaltungen nicht 
zu Gesamtergebnissen zusammengefaßt werden. 

Das liegt zum einen daran, deiß das Fünfte Gesetz 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften hin- 
sichtlich des Landesbeamtenrechts lediglich Rah- 
menvorschriften enthalten konnte, die von den Lan- 
desgesetzgebern nach dem 1. August 1984 erst aus- 
gefüllt werden mußten. Dementsprechend sind die 
spezifischen landesgesetzlichen Regelungen in der 
Folgezeit zu unterschiedlichen Zeitpunkten in Kraft 
getreten, was zu unterschiedlich langen Erhebungs- 
zeiträumen und damit zu nicht direkt miteinander 
vergleichbaren Zahlenangaben geführt hat. 

Zum anderen haben, oft aus verwaltungstechni- 
schen Gründen, nicht alle Länder fristgerecht Anga- 


ben übermittelt. Zwei Länder haben sich überhaupt 
nicht in der Lage gesehen, Zahlenmaterial zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Schließlich sind die vorliegenden Angaben auch aus 
erhebungsspezifischen Ursachen mitunter nicht in 
sich miteinander vergleichbar. 

Gleichwohl läßt sich auch dem von den Ländern zur 
Verfügung gestellten Zahlenmaterial die Tendenz 
einer deutlichen Zunahme der Teilzeitbeschäftigung 
und der Beurlaubung entnehmen. 

Danach haben — aufs Ganze gesehen — die Fälle 
von Teilzeitbeschäftigung nach der familienpoliti- 
schen Fallgruppe nochmals zugenommen. Noch 
deutlicher ist der Zuwachs bei der Teilzeitbeschäfti- 
gung nach der arbeitsmarktpolitischen Fallgruppe. 
Dies ist neben der Ausdehnung der arbeitsmarktpo- 
litischen Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeit auf alle 
Beamten erkennbar auf die verbesserten Kumula- 
tionsmöglichkeiten nach beiden Fallgrupperi zu- 
rückzuführen; Beamtinnen und Beamten können 
seit Inkrafttreten des Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung dienstrechtlicher Vorschriften am 1. August 
1984 zusätzlich zur Höchstdauer der familienpoliti- 
schen Teilzeitbeschäftigung von 15 Jahren noch wei- 
tere drei Jahre arbeitsmarktpolitische Teilzeitbe- 
schäftigung bewilligt werden. 

Ähnlich ist die Entwicklung offensichtlich auch 
beim Urlaub verlaufen. Im Ganzen ist in den jeweili- 
gen Erhebungszeiträumen auch die Zahl der Beur- 
laubungsfälle aus familienpolitischen Gründen wei- 
ter gestiegen. Deutlich ist aber hier die Zunahme der 
Zahl der beurlaubten Beamten nach der arbeits- 
marktpolitischen Fallgruppe, die durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
hinsichtlich des Urlaubs überhaupt erst eingeführt 
wurde, wobei die (allgemeinen) Beurlaubungen — 
bis zur Dauer von sechs Jahren — ganz erheblich 
dominieren, während die Akzeptanz des sogenann- 
ten Altersurlaubs wie in der Bundesverwaltung aus 
den für diesen Bereich genannten Gründen auch in 
der Landesverwaltung verhältnismäßig gering ist. 

Die mitgeteilten Neueinstellungen ergeben sich aus 
der Übersicht 9. 
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Übersicht 1 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 


A) Teilzeitbeschäftigung 


Entwicklung der 


Ressorts 

Teilzeitbeschäftigte Beamte oder Richter 
am 31, Juli 1984 

Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmeirkt- 

politische 

Fallgruppe 

Zusammen 

1 

2 

3 

4 

Bundeskanzleramt 

4 



4 

Auswärtiges Amt 

3 

— 

3 

Bundesminister der Justiz 

25 

— 

25 

Bundesminister der Finanzen 

249 

— 

249 

Bundesminister des Innern 

45 

— 

45 

Bundesminister für Wirtschaft 

15 

— 

15 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

1 

— 

1 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

9 

— 

9 

Bundesminister der Verteidigung 

118 

— 

118 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

9 

— 

9 

Bundesminister für Verkehr (ohne Deutsche Bundesbahn) . . 

39 

— 

39 

Deutsche Bundesbahn 

478 

— 

478 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

4 

— 

4 

Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

— 

— 

— 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

2 

— 

2 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

8318 

— 

8318 

Bundesminister für Bildung imd Wissenschaft 

6 

— 

6 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

5 

— 

5 

Bundespräsidialamt 

— 

— 

— 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

— 

— 

— 

Bundesrechnungshof 

— 

— 

— 

Bundestag 

10 

— 

10 

Bundesrat 

— 

— 

— 

Bundesverfassungsgericht 

2 

— 

2 

Deutsche Bundesbank 

33 

— 

33 

Zusammen 

9375 

— 

9375 . 
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Übersicht 1 


dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) 

Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 

Unmittelbare Bundesverwaltung 


Teilzeitbeschäftigte Beamte oder Richter 
am 31. März 1986 

Bewilligungen von Teilzeitbeschäftigung 
in der Zeit vom 1. August 1984 bis 31. März 1986 


Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarkt- 

politische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarkt- 

politische 

Failgruppe 


Bemerkungen 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

7 



7 

7 



7 


5 

1 

6 

4 

1 

5 


27 

11 

38 

7 

11 

18 


270 

38 

308 

99 

48 

147 


70 

4 

74 

42 

7 

49 


19 

2 

21 

3 

3 

6 


2 

— 

2 

2 

— 

2 


12 

2 

14 

4 

2 

6 


150 

14 

164 

76 

15 

91 


19 

— 

19 

10 

— 

10 


51 

32 

83 

24 

14 

38 


598 

72 

670 

371 

79 

450 


3 

3 

6 

2 

3 

5 


1 

— 

1 

1 

— 

1 


4 

1 

5 

2 

1 

3 


9072 

1021 

10 093 1 

2559 

1021 

3 580 


9 

2 

11 

2 

2 

4 


5 

1 

6 

2 

1 

3 


1 

— 

1 

1 

— 

1 


11 

3 

14 

1 

3 

4 


2 

42 

9 

2 

51 

20 

10 

30 


10380 

1216 

11596 

3239 

1221 

4460 
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Übersicht 2 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 


A) Teilzeitbeschäftigung 


Entwicklung der 


Ressorts 

Teilzeitbeschäftigte Beamte 
am 31. Juli 1984 

Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarkt- 

marktpolitische 

Fallgruppe 

Zusammen 

1 

2 

3 

4 

Bundesminister des Innern 

35 

— 

35 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

339 

— 

339 

Bundesminister für Verkehr 

— 

— 

— 

Bundesminister für Bildung und Wissenscheift 

3 

— 

3 

Zusammen 

377 

— 

377 
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Übersicht 2 


dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBLl S.998) 
Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 


Mittelbare Bundesverwaltung 


Teilzeitbeschäftigte Beaunte 
am 31. März 1986 

Bewilligungen von Teilzeitbeschäftigimg in 
der Zeit vom 1. August 1984 bis 31. März 1986 


Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarkt- 

politische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarkt- 

politische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Bemerkungen 

6 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

43 

15 

58 

18 

16 

34 


437 

57 

494 

278 

61 

339 


5 


5 

4 

— 

4 


485 

72 

557 

300 

77 
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Übersicht 3 



Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 

Entwicklung der 

B) Urlaub 


Beurlaubte Beamte oder Richter 
am 31. Juli 1984 


(Familienpolitische Fallgruppe) 


Bundeskanzleramt 

Auswärtiges Amt 

Bundesminister der Justiz 


Bundesminister der Finanzen 


Bundesminister des Innern 


Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

Bundesminister für Verkehr (ohne Deutsche Bundesbahn) . 

Deutsche Bundesbahn 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bundespräsidialamt 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Bundesrechnungshof 

Bundestag 

Bundesrat 

Bundesverfassungsgericht 

Deutsche Bundesbank 


Zusammen 
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Übersicht 3 


dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) 

Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 

Unmittelbare Bundesverwaltung 



10657 


23 


5 


6140 


5 


6112 


10628 


24 
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Übersicht 4 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 

Entwicklung der 


B) Urlaub 


Ressorts 

Beurlaubte Beamte oder Richter 
am 31. Juli 1984 
(Familienpolitische Fallgruppe) 

1 

2 

Bundesminister des Innern 

27 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

298 

Bundesminister für Verkehr 

— 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

3 

Zusammen 

328 
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Übersicht 4 


dienstrechtiicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl.I S.998) 

Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 

Mittelbare Bundesverwaltung 


Beurlaubte Beamte oder Richter 
am 31. März 1986 

Urlaubsbewilligungen 

in der Zeit vom 1. August 1984 Ws 31. März 1986 


Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarktpolitische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Familien- 

politische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarktpolitische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Bemerkungen 

Alters- 

urlaub 

bis 6 Jahre 

Alters- 

urlaub 

bis 6 Jahre 



3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

31 

— 

— 

31 

10 

— 

— 

10 


517 

2 

— 

519 

338 

2 

— 

340 


3 

— 

— 

3 - 

3 

— 

— 

3 


551 

2 

— 

553 

351 

2 

— 

353 
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Übersicht 5 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 

(BGBL IS. 998) 

Neueinstellungen aufgrund der Neuregelung in der Zeit vom 1. August 1984 bis zum 31. März 1986 


Unmittelbare Bundesverwaltung 


Ressorts 

Beamte 

Richter 

Ange- 

stellte 

Arbeiter 

Zusam- 

men 

Bemerkungen 

Bundeskanzleramt 

1 

— 

— 

— 

1 


Auswärtiges Amt 

— 

— 

3,5 

— 

3,5 


Bundesminister der Justiz . . 

1 

1 

1.5 

— 

3,5 


Bundesminister der Finanzen 

4 

— 

4 

— 

8 


Bundesminister des Innern , . 

18,75 

— 

9* 

— 

27,75 

* Arbeitnehmer 

Bundesminister für Wirtschaft 

2 

— 

2 

— 

4 


Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten 







Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 





1 


1 


Bundesminister der Verteidi- 
gung 










Zahlen nicht zu ermitteln 

Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit 





4 

___ 

4 


Bundesminister für Verkehr 
(ohne Deutsche Bundesbahn) 

2 



1 



3 


Deutsche Bundesbahn 

— 

— 

— 

— 

— 


Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städte- 
bau 



1 


1 


Bundesminister für innerdeut- 
sche Beziehungen 











Bundesminister für Forschung 
und Technologie 





1 



1 


Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen 

1720 

_ 

1000 

80 

2 800 

Angaben geschätzt und 

Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

2 


4 


6 

erfahrungsorientiert 

ausgewertet 

Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 

0,5 




_ 

0,5 


Bundespräsidialamt 

— 

— 

— 

— 

— 


Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 





1 



1 


Bundesrechnungshof 

— 

— 

— 

— 

— 


Bundestag 

1 

— 

— 

— 

1 


Bundesrat 

— 

— 

— 

— 

— 


Bundesverfassungsgericht . . . 

— 

— 

— 

— 

— 


Deutsche Bundesbank 

13 

— 

4 

— 

17 


Zusammen 

1 765,25 

1 

1037 

80 

2 883,25 
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Drucksache 10/5564 


Übersicht 6 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) 

Neueinstellungen aufgrund der Neuregelung in der Zeit vom 1. August 1984 bis 31. Marz 1986 

Mittelbare Bundesverwaltung 


Ressorts 

Beamte 

Richter Angestellte Arbeiter 

Zusammen 

Bemerkungen 

Bundesminister des Innern 

— 

— 9* — 

9 

* Arbeit- 

Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

2 

— 20 — 

22 

nehmer 

Bundesminister für Verkehr . . . 

— 

— — — 

— 


Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

— 

— 1 — 

1 


Zusammen 

2 

— 30 — 

32 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Übersicht 7 

Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 

Entwicklung der 


A) Teilzeitbeschäftigung 



Erhebungs- 

zeitraum 

Teilzeitbeschäftigte Beamte oder Richter 
am Beginn des Erhebungszeitraums 

Teilzeit- 
6un Ende 

Land 

Familienpolitische 

Fallgnippe 

Arbeitsmarkpolitische 

Fallgruppe 

Zusammen 

Familienpolitische 

Fallgruppe 



Leh- 

rer 

Andere 

Beamte 

Rich- 

ter 

Leh- 

rer 

Andere 

Beamte 

Rich- 

ter 

Leh- 

rer 

Andere 

Beamte 

Rich- 

ter 

Leh- 

rer 

Andere. 

Beamte 

Rich- 

ter 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Baden- 

Württemberg 














Bayern 

31. Mai 1985 
bis 31. März 1986 







13042* 

2300 

51 




Berlin 

5. Oktober 1984 
bis 31. März 1986 

2263 

1060 


1232 



3495 

1060 


2636 

1201 


Bremen 














Hamburg 

14. Dezember 1983 
bis 31. März 1986 

2740 

414 

20 

1328 

6 


4068 

420 

20 

2714 

549 

27 

Hessen 

30. Juni 1984 bis 

31. Dezember 1985 







8112 

682 

34 




Niedersachsen 

27. November 1984 
bis 31. März 1986 

10779 

842 

35 

3002 



13781 

842 

35 

10868 

1064 

43 

Nordrhein- 

Westfalen 

31. Dezember 1984 
bis 31. März 1986 

21445 

2 361 

• 79^ 7 520 



28965 

2 361 

79 

19218 

2993^ Hl* 

Rheinland-Pfalz 

31. Dezember 1984 
bis 31. März 1986 

3035 

458 

27 

1490 

1 


4525 

459 

27 

3141 

551 

29 

Saarland 

28. Dezember 1983 
bis 31. März 1986 

1700 

* 85 

2 

• 



1700 

85 

2 

1020 

96 

3 

Schleswig- 

Holstein 
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dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) 

Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 


Übersicht 7 


Landesverwaltungen 


beschäftigte Beamte oder Richter 
des Erhebungszeitraums 


Arbeitsmarktpolitische 

Fallgruppe 


Bewilligungen von Teilzeitbeschäftigung 
im Erhebungszeitraum 

Familienpolitische Arbeitsmarktpolitische Zusair 

Fallgruppe Fallgruppe 


Leh- Andere Rieh- Leh- Andere Rieh- Leh- Andere Rieh- Leh- Andere Rieh- Leh- Andere Rich- 

rer Beamte ter rer Beamte ter rer Beamte ter rer Beamte ter rer Beamte ter 


15 16 17 18 19 20 21 22 23 


25 26 A 27 28 


Bemerkungen 


1483 213 


* davon 2 614 arbeits- 

14175**2563 58 4215 977 13 1561 145 4 5776 1122 17 marktbezogen 

** davon 3 270 arbeits- 
marktbezogen 

4119 1414 1881* 473* 1119* 213* 3000* 686* * Auch Mehrfach- 

bewilligungen 


1439 

85 


4153 

634 

27 

788* 

361 

35 

630* 

82 


1418 

443 

35 

* Nur Neubewilligungen, 
keine Verlängerungen 




9207 

735 

42 

1622* 

150* 

5* 

973* 

24* 

5* 

2595* 

174* 

10* 

* Bewilligungszeitraum 
1. Januar bis 

31. Dezember 1985 

5105 

198 

52 

15973 

1262 

95 

1806 

283 

16 

5033 

219 

53 

6839 

502 

69 

Unmittelbare 

Landesverwaltung 

10780 



29998 

2993 

111 

1876 

1163* 

49* 

4495 



6371 

1163 

49 

* Auch arbeitsmarkt- 
politische Fallgruppe 

2009 

44 

6 

5150 

595 

35 

2233 

307 

7 

934 

49 

6 

3167 

356 

13 

Einschließlich haupt^ 
amtliche Kommunal- 
beamte 

594 

4 

1 

1614 

100 

4 

73 

29 

1 

46 

4 

1 

119 

33 

2 

* Auch arbeitsmarkt- 


politische Fallgruppe 


15 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Übersicht 8 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung 


B) Urlaub 


Entwicklung der 




Beurlaubte Beamte oder 
Richter am Beginn des Be- 
willigungszeitraums (fami- 
lienpolitische Fallgruppe) 

Beurlaubte Beamte oder Richter 
des Bewilligungs- 

Land 

Erhebungszeitraum 





Familienpolitische 

Fallgruppe 

Arbeitsmarktpolitische 



Lehrer 

Andere 

Beamte 

Richter 

Zusam- 

men 


Andere 

Beamte 


Zusam- 

men 

Lehrer 

Andere Beamte 





Lehrer 

Richter 

Alters- 

urlaub 

bis 6 
Jahre 

Alters- 

urlaub 

bis 6 
Jahre 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Baden- 

Württemberg 














Bayern 

31, Mai 1985 
bis 31. März 1986 

5256 

2301 

31 

7 588 

5260 

2485 

33 

7 778 


227* 


2* 

Berlin 

5. Oktober 1984 
bis 31. März 1986 

750 

676 



950 

887 



6 

249 

8 

15 

Bremen 














Hamburg 

14. Dezember 1983 
bis 31. März 1986 

1090 

546 

11 

1647 

1101 

699 

12 

1812 


168 

4 

13 

Hessen 

30. Juli 1984 
bis 31. März 1986 

7212 

472 

7 

7 691 









Niedersachsen 

27. November 1984 
bis 31. März 1986 

2 757 

669 

11 

3437 

2 708 

810 

13 

3531 

21 

138 


14 

Nordrhein- 

Westfalen 

31. Dezember 1984 
bis 31. März 1986 

6910 

» 2 039^ 

» 44* 

8993 

7 018 

2397 

» 44* 

9459 


560* 



Rheinland- 

Pfalz 

31. Dezember 1984 
bis 31. März 1986 

1026 

395 

8 

1429 

976 

472 

9 

1457 

10 

37 

1 

3 

Saarland 

28. Dezember 1984 
bis 31. März 1986 

174 

27 


201 

186 

39 


225 


12 



Schleswig- 

Holstein 





i 
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Übersicht 8 


dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) 

Teilzeitbeschäftigung und des Urlaubs 

Landesverwaltungen 


am Ende 

Zeitraums 

Urlaubsbewilligungen im Erhebungszeitraum 


Fallgruppe 

Familienpolitische 

Fall gruppe 

Arbeitsmarktpolitische Fallgruppe 

Bemerkungen 

Richter 

Zusam- 

men 

Ins- 

gesamt 

Lehrer 

Andere 

Beamte 


Zusam- 

men 

Lehrer 

Andere Beamte 


Zusam- 

men 

Ins- 

gesamt 


Richter 

Alters- 

urlaub 

bis 6 
Jahre 

Alters- 

urlaub 

bis 6 
Jahre 

Richter 


15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 


229 

8007 

3187 

1032 

19 

4238 


157* 


4* 


161 

4399 

* Altersurlaub und Urlaub 















bis 6 Jahre 




696* 

549* 



8* 

273* 

8* 

15* 




*Auch Mehrfachbewilligungen 


185 

1997 

750* 

454 

14 

1218 


168* 

4 

11 


183 

1401 

*Nur Neubewilligungen, 















keine Verlängerungen 




369* 

139* 

3* 

511* 


85* 


46* 


131* 

642* 

* Bewilligungen vom 















1. Januar bis 31. Dezember 1985 


173 

3704 

450 

226 

6 

682 

10 

1148 

1 

19 


1178 

1860 

Unmittelbare 

Landesverwaltung 


560 10019 

894 

1020* 

15* 

1929 


559** 




559 

2488 

*Auch arbeitsmarktpolitische 















Fallgruppe 

** Altersurlaub und Urlaub bis 















6 Jahre 


51 

1508 

789 

356 

2 

1147 

10 

37 

1 

3 


51 

1198 



12 

237 

47 

22 


69 


9 




9 

78 
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Übersicht 9 


Auswirkungen des Fünften Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 

(BGBl. I S. 998) 


Neueinstellungen aufgrund der Neuregelung Landesverwaltungen 


Land 

Erhebungszeitraum 

Lehrer 

Andere 

Beamte 

Rich- 

ter 

Ange- 

stellte 

Arbei- 

ter 

Zu- 

sam- 

men 

Bemerkungen 

Baden-Württemberg 

Bayern 

01. 06. 1985 bis 31. 03. 1986 

294* 

249* 

10 



553 

*Einschl. 

Tarifbereich 

Berlin 

05. 10. 1984 bis 31. 03. 1986 

202 

92 




294 


Bremen 









Hamburg 

15. 12. 1983 bis 31. 03. 1986 

158 

28 


28 


214 


Hessen 

01. 08. 1984 bis 31. 03. 1986 

134 

33 

2 

52 


221 


Niedersachsen 

28. 11. 1984 bis 31. 03. 1986 

427 

86 

17 

244 

4 

778 

Unmittelbare 

Landes- 

verwaltung 

Nordrhein-Westfalen 

31. 12. 1984 bis 31. 03. 1986 

3 240 

403 

17 



3 660 


Rheinland-Pfalz 

31. 12. 1984 bis 31. 03. 1986 

871 

170 

12 

123 

4 

1 180 


Saarland 

29. 12. 1984 bis 31. 03. 1986 

10 

6 

1 

1 


18 


Schleswig-Holstein 
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